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Anlagen zum Aufstellungsbeschluss Änderung Bebauungsplan „Gewerbegebiet Bärenklau“ 
(Bearbeitungsstand 11.Mai 2020) 

 
Anlage 1:  

Plangebiet des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Bärenklau“, zugleich Plangebiet der hier 
vorliegenden Änderung des Bebauungsplanes 

 
Auszug Liegenschaftskarte, unter Verwendung von Daten des Landes Brandenburg 
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Anlage 2:  

Bebauungsplan „Gewerbegebiet Bärenklau“ (Fassung 1997) 

Planzeichnung  

 



3 
 

Textliche Festsetzungen und Legende 
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Anlage 3:  

Geplante Änderungen der textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet 
Bärenklau“ mit Kurzfassung der Begründung (Entwurf Mai 2020) 
 
 
1. Zum Verfahren nach §13 BauGB 
 
Das Vereinfachte Verfahren nach §13 BauGB kann gemäß §13 Absatz 1 BauGB angewendet werden, 
wenn durch die Änderung oder Ergänzung eines Bauleitplans die Grundzüge der Planung nicht be-
rührt werden und wenn 
1.   die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-

fung nach Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht 
unterliegen, nicht vorbereitet oder begründet wird, 

2.   keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe b BauGB 
genannten Schutzgüter bestehen und 

3.   keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begren-
zung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes zu beachten sind. 

 
Gemäß §13 Absatz 2 BauGB kann im vereinfachten Verfahren  
1. von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Absatz 1 und § 4 Absatz 1 BauGB ab-

gesehen werden, 
2. der betroffenen Öffentlichkeit Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb angemessener Frist gege-

ben oder wahlweise die Auslegung nach § 3 Absatz 2 BauGB durchgeführt werden, 
3. den berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange Gelegenheit zur Stellungnah-

me innerhalb angemessener Frist gegeben oder wahlweise die Beteiligung nach § 4 Absatz 2 
BauGB durchgeführt werden. 

Wird nach Satz 1 Nummer 2 die betroffene Öffentlichkeit beteiligt, gilt die Hinweispflicht des § 3 Ab-
satz 2 Satz 2 Halbsatz 2 BauGB entsprechend. 
Gemäß §13 Absatz 2 BauGB wird im vereinfachten Verfahren von der Umweltprüfung nach § 2 Ab-
satz 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Absatz 2 Satz 2 
BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfas-
senden Erklärung nach § 6a Absatz 1 und § 10a Absatz 1 BauGB abgesehen; § 4c BauGB ist nicht 
anzuwenden. Bei der Beteiligung nach Absatz 2 Nummer 2 BauGB ist darauf hinzuweisen, dass von 
einer Umweltprüfung abgesehen wird. 
Die Belange des Umweltschutzes und von Natur und Landschaft sind im Rahmen der Begründung der 
Änderung des Bebauungsplanes entsprechend zu beachten. 
 
Die geplante Änderung des Bebauungsplanes erfolgt im vereinfachten Verfahren nach §13 BauGB.  
Nachfolgend sind die geplanten Änderungen der textlichen Festsetzungen dargelegt sowie deren Be-
gründung und die Gründe, aus denen durch die Änderungen die Grundzüge der Planung des vorlie-
genden Bebauungsplanes nicht berührt werden. 
 
 
2.  Zulassung von Nebenanlagen, die keine Gebäude sind oder gebäudegleiche Wirkungen 

haben außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche 
 
Die bisherige Festsetzung lautet: 
 

4. (Überschrift auf Planurkunde gestrichen)  
 
Nebenanlagen und überdachte Stellplätze einschließlich Garagen sind nur auf den überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig.  
 

Die geänderte Festsetzung lautet: 
 

4. Überbaubare Grundstücksfläche (§9 Abs. 1 Nr.2 BauGB) 
 
(1) Nebenanlagen, die Gebäude sind oder von denen gebäudegleiche Wirkungen ausgehen und 
überdachte Stellplätze einschließlich Garagen sind nur auf den überbaubaren Grundstücksflächen 
zulässig.  
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Begründung 
 
Der bisherige Bebauungsplan schließt Nebenanlagen außerhalb der durch Baugrenzen zeichnerisch 
festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen vollständig aus. Diese Festsetzung ist so nicht voll-
ziehbar, da hiervon z. B. auch Grundstückszufahrten, Einfriedungen und Anlagen für die Ver- und 
Entsorgung erfasst sind, die für eine zweckentsprechende Grundstücksnutzung auch außerhalb der 
festgesetzten Überbaubaren Grundstücksflächen erforderlich sind.  
Der bisherige Bebauungsplan hatte bei der betreffenden Festsetzung offensichtlich Nebenanlagen im 
Blick, die Gebäude sind oder von denen gebäudeartige Wirkungen ausgehen, da nur diese geeignet 
sind, die nachteiligen städtebaulichen Wirkungen zu verursachen, die durch die betreffende Festset-
zung vermieden werden sollen.  
Dem entsprechend wird die Unzulässigkeit von Nebenanlagen außerhalb der überbaren Grundstücks-
fläche im Rahmen der geplanten Änderung des Bebauungsplanes auf jene Nebenanlagen begrenzt, 
die Gebäude sind oder gebäudeartige Wirkungen haben.  
Da z. B. Nebengebäude, Garagen und Carports Gebäude sind und z. B. hoch aufgeschichtetes La-
gergut (z. B. Holzstapel) eine gebäudegleiche Wirkung hat, wären diese Nebenanlagen nach der ge-
änderten textlichen Festsetzung weiterhin außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche nicht zu-
lässig. 
Da die geplante Änderung der Festsetzung lediglich der Ermöglichung der Vollziehbarkeit des Bebau-
ungsplanes dient und der bisherigen Planintention nicht widerspricht, berührt sie die Grundzüge der 
vorliegenden Planung nicht. 
 
 
3.  Ausnahmsweise Zulässigkeit von Hauptanlagen, die keine Gebäude sind oder gebäu-

degleiche Wirkungen haben außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche 
 
Die ergänzte Festsetzung lautet: 

 
4. Überbaubare Grundstücksfläche (§9 Abs. 1 Nr.2 BauGB) 
(…) 
(2) Bauliche Hauptanlagen, die keine Gebäude sind und von denen keine gebäudegleichen Wir-
kungen ausgehen, sind ausnahmsweise auch außerhalb der in der Planzeichnung festgesetzten 
überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. Hiervon ausgenommen sind die Flächen, für welche 
der Bebauungsplan unter I. 7.4 Festsetzungen trifft. 

 

Begründung 
 
Auf einer Teilfläche im Plangebiet ist eine Übungsfläche für das sichere Führen von Kraftfahrzeugen 
geplant. In diesem besonderen Fall sind befestigte Übungsfahrflächen einschließlich zugehöriger Be-
schilderung, Verkehrslenkungs- und Sicherheitseinrichtungen Teil der baulichen Hauptanlage auf dem 
betreffenden Baugrundstück.  
Da der Flächenanteil des Baugrundstücks außerhalb der in der Planzeichnung festgesetzten über-
baubaren Grundstücksfläche mit bis zu 20m Breite einen erheblichen Grundstücksanteil einnimmt, ist 
die Anlage der Übungsfahrbahnen auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche geplant. 
Ebenso wie andere befestigte Flächen, z. B. Grundstückszufahrten, verursachen die geplanten 
Übungsfahrflächen keine erheblichen nachteiligen städtebaulichen Wirkungen. Es gehen von Ihnen 
keine Wirkungen wie von Hochbauten aus. Da die festgesetzte zulässige Grundfläche baulicher Anla-
gen und der Umfang der außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zu leistenden Ausgleichs-
pflanzungen unverändert bleiben, ergibt sich aus der teilweisen Lage der Übungsfahrflächen oder 
anderer nicht gebäudeartiger Hauptanlagen (z. B. Beschilderung, Verkehrslenkungs- und Sicherheits-
einrichtungen, Einfriedungen) außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche auch keine Vergröße-
rung des durch die vorliegende Planung zulässigen Eingriffs in Boden, Natur und Landschaft.  
Art und Maß der baulichen Nutzung werden von dieser Änderung nicht berührt. Die bisher festgesetz-
te Grundflächenzahl ist auch im Falle der hier geplanten Änderung weiterhin einzuhalten. 
Deshalb berührt die ausnahmsweise Zulässigkeit von Hauptanlagen, die keine Gebäude sind und von 
denen keine gebäudeartigen Wirkungen ausgehen, die Grundzüge der Planung ebenso wenig, wie 
dies bei den gleichartigen Nebenanlagen der Fall ist, die zur zweckentsprechenden Grundstücksnut-
zung ohnehin erforderlich sind.  
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4.  Umstellung der Planung auf das aktuelle Höhenbezugssystem und Ersatz der bisher 
festgesetzten Höhe baulicher Anlagen von maximal 8 m durch eine Höhe, bei der die im 
Bebauungsplan ebenfalls festgesetzten maximal 3 Vollgeschosse vollziehbar ist 

 
Die bisherige Festsetzung lautet: 
 

2.1  Höhe baulicher Anlagen (§9 (2) BauGB, BauNVO) 
Die Werte der in der Planzeichnung eingetragenen HN Höhen gelten gemäß §9(2) BauGB als 
festgesetzt. Als Höhe für bauliche Anlagen sind maximal 8,0m über der festgesetzten HN zuläs-
sig. 

 
Die geänderte Festsetzung lautet: 

 
2.1  Höhe baulicher Anlagen (§9 (3) BauGB, BauNVO) 
Als Höhe für bauliche Anlagen sind maximal 60,5m über NHN im Höhenbezugssystem DHHN 
2016 zulässig. 

 
Begründung 
 
Der bisherige Bebauungsplan basiert auf einer Plangrundlage, die Geländehöhen im damals gültigen 
Höhenbezugssystem DHHN 92 enthält. Auf diese Geländehöhen bezieht sich die textlich festgesetzte 
maximal zulässige Höhe baulicher Anlagen. 
Zwischenzeitlich wurde das Höhenbezugssystem DHHN 2016 als amtliches Höhenbezugssystem 
eingeführt. Die Höhenangaben weichen in den beiden Höhenbezugssystemen voneinander ab. 
Deshalb wird im Zusammenhang mit der vorliegenden Änderung dem Bebauungsplan eine aktuelle 
Plangrundlage mit aktuellen Geländehöhen im heute geltenden Höhenbezugssystem DHHN 2016 zu 
Grunde gelegt. Der Höhenbezug für die Festsetzung der maximal zulässigen Höhe baulicher Anlagen 
wird so gewählt, dass die Planung vollziehbar ist.  
 
Das Plangebiet weist entsprechend den Höhenangaben im bisherigen Bebauungsplan nur in begrenz-
tem Umfang Höhenunterschiede auf.  
Gemäß den aktuellen Höhenmessungen ist im äußersten Westen des Plangebietes innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksfläche eine Geländehöhe von bis zu 50,19m über NHN im DHHN 2016 
vorhanden. Im übrigen Plangebiet liegt die Geländehöhe, soweit erkennbar, im Wesentlichen unter 50 
m über NHN. Im nördlichen Teil des Bahnweges wurden im Bestand Geländehöhe bis 49,37 m über 
NHN im DHHN 2016 gemessen. Zur Autobahn hin steigt das Gelände im Plangebiet an, da sich im 
Bereich des Plangebietes die Autobahn in Hochlage befindet.  
 
Der bisherige Bebauungsplan setzt eine Bebauung mit maximal 3 Vollgeschossen als zulässig fest. In 
Anlehnung an §21 BauNVO kann eine Geschosshöhe von 3,5m einschließlich Fußbodenaufbau, Ge-
schossdecke und anteiliger Höhe für Sockel, Dachkonstruktion und Dachdeckung als angemessen 
erachtet werden. Bei 3 Vollgeschossen ergibt sich hieraus eine Höhe baulicher Anlagen von 10,5m.  
 
Der bisherige Bebauungsplan setzt eine Höhe baulicher Anlagen von maximal 8m als Höchstmaß fest. 
Mit dieser Höhe baulicher Anlagen wäre ein dreigeschossiges Gebäude nicht realisierbar. Die bisheri-
ge Festsetzung der Höhe baulicher Anlagen ist deshalb nicht vollziehbar.  
Deshalb wird im Rahmen der Änderung des Bebauungsplanes für die geplante maximal dreigeschos-
sige Bebauung ein 10,5m hohes Gebäude zu Grunde gelegt.  
 
Die Festsetzung der maximal zulässigen Höhe baulicher Anlagen erfolgt unter Berücksichtigung der 
Geländehöhen im aktuellen Höhenbezugssystem DHHN 2016.  
Als Höhenbezug für die Festlegung der maximal zulässigen Höhe baulicher Anlagen werden im Er-
gebnis der aktuellen Höhenmessung 50m über NHN im DHHN 2026 zu Grunde gelegt, da diese Höhe 
mit Ausnahme kleiner Teilflächen im Plangebiet innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
durch das natürliche Geländeniveau nicht überschritten wird. 
Es ergibt sich 50+10,5=60,5 m über NHN im DHHN 2016 als Höchstmaß für die zulässige Höhe bauli-
cher Anlagen. 
 
Da die Änderung der Anpassung des Bebauungsplanes an das aktuelle Höhenbezugssystem dient 
und eine bisherige nicht vollziehbare Festsetzung der Höhe baulicher Anlagen durch eine vollziehbare 
Festsetzung ersetzt wird, die der im Bebauungsplan ebenfalls festgesetzten Zahl der Vollgeschosse 
entspricht, berührt die betreffende Änderung die Grundzüge der Planung nicht. 
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5.  Klarstellungen zur textlich festgesetzten Pflanzbindung innerhalb der nicht überbauba-
ren Grundstücksfläche und Zulassung einer Ausnahme zur Anordnung der zu pflan-
zenden Gehölzflächen 

 
Die bisherige Festsetzung lautet: 
 

7.3  Pflanzbindung für nicht überbaubare und in der Planzeichnung mit  
 

bezeichneten Grundstücksflächen 
 
Mindestens 35% der nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind zu begrünen.  
Von den zu begrünenden Flächen müssen mindestens 25% mit Gehölzen der Pflanzliste I. be-
pflanzt werden.  
Entlang der im Süden angrenzenden und gemäß §9 (1) 25.a BauGB festgesetzten Fläche sind 
auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen 5,0m breite Gehölzstreifen anzupflanzen. 
Die Pflanzdichte in den Gehölzstreifen muss mindestens 0,6 St. Gehölz / m² betragen. Pflanzlü-
cken für die Selbstansiedlung innerhalb der Gehölzstreifen sind im Flächenverhältnis von 1:7 
zur Bepflanzung einzuordnen.  
Je 5 PKW-Stellplätzen ist mindestens ein Einzelbaum der Pflanzliste I. anzupflanzen und zu er-
halten. 
Flachdächer sind mit Pflanzen der Pflanzliste VI. zu begrünen. 
Mindestens 20% der Gebäudefassadenflächen sind mit einer Kletterpflanze der Pflanzliste VII. 
pro 2,0 lfd. m Fassadenbreite zu begrünen. 

 
 

Die geänderte Festsetzung lautet: 
 

7.3  Pflanzbindung für nicht überbaubare und in der Planzeichnung mit  
 

bezeichneten Grundstücksflächen 
 
(1) Mindestens 35% der nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind zu begrünen.  
 
(2) 1Von den zu begrünenden Flächen gemäß Absatz 1 müssen mindestens 25% mit Gehölzen 
der Pflanzliste I. bepflanzt werden.  
2Entlang der im Süden angrenzenden und gemäß §9 (1) 25.a BauGB festgesetzten Fläche sind 
auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen 5,0m breite Gehölzstreifen anzupflanzen.  
3Die Gehölzpflanzungen gemäß Satz 1 schließen auch die Gehölzpflanzungen gemäß Satz 2 
mit ein. 
4Ausnahmsweise sind die Gehölzpflanzung gemäß Satz 2 auch mit anderer Anordnung inner-
halb der nicht überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, sofern sie weiterhin unmittelbar an 
die im Süden angrenzenden und gemäß §9 (1) 25.a BauGB festgesetzten Fläche anschließen 
und die Flächengrößen der zu pflanzenden Gehöhzflächen den sich aus Satz 2 ergebenden 
Flächengrößen entsprechen. 
5Die Pflanzdichte in den Gehölzflächen muss mindestens 0,6 St. Gehölz / m² betragen. 
6Pflanzlücken für die Selbstansiedlung innerhalb der Gehölzstreifen sind im Flächenverhältnis 
von 1:7 zur Bepflanzung einzuordnen.  
 
(3) Je 5 PKW-Stellplätzen ist mindestens ein Einzelbaum der Pflanzliste I. anzupflanzen und zu 
erhalten. 
 
(4) Flachdächer sind mit Pflanzen der Pflanzliste VI. zu begrünen. Mindestens 20% der Gebäu-
defassadenflächen sind mit einer Kletterpflanze der Pflanzliste VII. pro 2,0 lfd. m Fassadenbrei-
te zu begrünen. 
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Begründung 
 
Die bisherige textliche Pflanzfestsetzung 7.3 (Pflanzbindung für nicht überbaubare Grundstücksflä-
chen) wird zur leichtern Verständlichkeit in Absätze unterteilt und sinnfällig auf einander bezogen.  
Der Bebauungsplan setzt parallel der Autobahn zeichnerisch eine 20m breite anzupflanzende flächige 
Gehölzpflanzung fest. Durch textliche Festsetzung im Bebauungsplan wird hieran angrenzend zusätz-
lich ein 5m breiter anzupflanzender Gehölzstreifen innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche 
festgesetzt, sodass sich insgesamt eine durchgängig 25m breite Gehölzpflanzung ergibt.  
Um den Spielraum für die Grundstücksnutzung und -gestaltung angemessen zu vergrößern, ist im 
Rahmen der Änderung des Bebauungsplanes die Festsetzung einer Ausnahme geplant, die gestattet, 
die zusätzliche Gehölzpflanzung (bisher 5m breiter Streifen) auf der nicht überbaubaren Grundstücks-
fläche auch anders anzuordnen, solange diese weiterhin an die 20m breite flächige Gehölzpflanzung 
anschließt und die Gesamtfläche der zu pflanzenden Gehölze im Vergleich zur bisherigen Festset-
zung des Bebauungsplanes gleich bleibt.   
 
Da die zu pflanzenden Gehölzflächen dem Umfang nach gleich groß bleibt, weiterhin im gleichen Be-
reich des Plangebietes liegt und wegen des Anschlusses an die 20m breite ebenfalls festgesetzte 
Gehölzpflanzung der flächige Charakter der Gehölzpflanzung insgesamt in jedem Fall gesichert ist, 
berührt die geplante Ausnahme die Grundzüge der Planung nicht. 
 
 


